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HWS Vogtland GmbH       

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft  

Bahnhofstraße 12, 08209 Auerbach 

Tel.: 03744/ 8303-0 

Fax: 03744/ 8303-99 

 

Mandanteninformationen für Unternehmer             Oktober 2022 

  
Liebe Mandantin, lieber Mandant, 

auch im vergangenen Monat hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges getan. Über die 

aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren Mandanteninfor-

mationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte anzusprechen, wir beraten 

Sie gerne. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

1. Aufwendungen für Sponsoring: Was gilt bezüglich der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung? 

Werden Aufwendungen für die Überlassung von Werbeflächen (z. B. Bande, Trikots, Vereinslo-

go) gezahlt, unterliegen diese der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung. Das letzte Wort in die-

ser Sache hat aber der Bundesfinanzhof. 

Hintergrund 

Ein Gewerbetreibender ist Sponsor einer Sportmannschaft der X-GmbH. Er kann vereinbarungsgemäß 

bei Spielen der Mannschaft das Vereinslogo für Werbezwecke nutzen und auch die Werbezeichen für 

seinen Betrieb auf den Trikots der Spieler und Trainer, sowie an der Bande des Sportfelds und am Hal-

lenboden anbringen. Die zunächst statische Bandenwerbung wurde durch eine LED-Bande mit rotie-

renden Werbesequenzen ersetzt. Nach einer Betriebsprüfung rechnete das Finanzamt die betragsmä-

ßig abgegrenzten bzw. aufgeteilten Beträge bei der Ermittlung des Gewerbebetriebs gem. § 8 Nr. 1d 

GewStG und § 8 Nr. 1f GewStG hinzu. Das Einspruchsverfahren blieb erfolglos. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht folgt der Rechtsauffassung des Finanzamts und hat die Klage als unbegründet ab-

gewiesen. Eine Hinzurechnung erfordert, dass Miet- und Pachtzinsen i. S. d. §§ 535 ff. BGB vorliegen. 

Dementsprechend muss der Nutzungsvertrag seinem wesentlichen rechtlichen Gehalt nach ein Miet- 

oder Pachtverhältnis begründen. Das Finanzgericht sieht in dem Sponsoringvertrag die wesentlichen 

Elemente eines Mietvertrags als gegeben an und verneint eine Werbeleistung. Das Montieren der be-

reitgestellten Firmenlogos an die Bande durch die X-GmbH ist eine nur untergeordnete Nebenleistung. 

Und auch nach Umstellung auf eine LED-Bande steht die Nutzung des körperlichen Gegenstandes als 

Projektionsfläche im Vordergrund. 

Alle genutzten Werbeflächen sind bewegliche Wirtschaftsgüter. Ebenso wird vom Finanzgericht das er-

forderliche sog. fiktive Anlagevermögen bejaht; Werbeträger sind in aller Regel dem Bereich des Anla-

gevermögens zuzuordnen. Und auch zu den Aufwendungen für die Überlassung des Vereinslogos für 

Werbezwecke bestätigt das Finanzgericht die vom Finanzamt vorgenommene Hinzurechnung. Die 

Nutzung des Vereinslogos ist eine zeitlich befristete Überlassung von Rechten; das Vereinslogo ist ein 

urheberrechtlich geschütztes Werk. 
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2. Sind betriebsnahe Kindergärten gemeinnützig? 

Eine Körperschaft, die Kinderbetreuungseinrichtungen betreibt, fördert nicht die Allgemeinheit, 

wenn sie bei der Belegung der Plätze bestimmte Unternehmen, mit denen sie Betreiberverträge 

abgeschlossen hat, in der Weise berücksichtigt, dass sich der geförderte Personenkreis nicht 

mehr als Ausschnitt der Allgemeinheit darstellt. 

Hintergrund 

Die X-GmbH vereinbarte mit mehreren Unternehmen die Schaffung von Betreuungsplätzen für Mitar-

beiterkinder. Dabei sollte die Belegungspräferenz der Vertragsunternehmen berücksichtigt werden. 

Nicht bei den Unternehmen Beschäftigte konnten nur dann einen Betreuungsplatz bekommen, wenn 

die Vertragsunternehmen aus ihrer Belegschaft keinen Bedarf hatten. Die Unternehmen zahlten für je-

den Betreuungsplatz ein pauschales Entgelt. Im Streitzeitraum wurden die Betreuungsplätze nur in ge-

ringem Umfang auch mit Kindern von Nichtmitarbeitern belegt. 

Das Finanzamt vertrat die Auffassung, die GmbH diene nicht gemeinnützigen Zwecken, da ihre Ein-

richtungen vorrangig den Beschäftigten ihrer Vertragsunternehmen vorbehalten seien. Dem schloss 

sich das Finanzgericht an und wies die Klage ab. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof wies die Revision zurück. Die GmbH fördert nicht die Allgemeinheut und verfolgt 

auch keine mildtätigen Zwecke. 

Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, die Allge-

meinheit (auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet) selbstlos zu fördern. Eine Förderung der 

Allgemeinheit ist nicht gegeben, wenn der Kreis der Personen, dem die Förderung zugutekommt, fest 

abgeschlossen ist (z. B. Zugehörigkeit zu einer Familie oder zur Belegschaft eines Unternehmens) o-

der infolge seiner Abgrenzung, insbesondere nach räumlichen oder beruflichen Merkmalen, dauernd 

nur klein sein kann. Ein solcher Fall liegt vor, wenn die Interessen der Begünstigten klar von den Inte-

ressen der Allgemeinheit abgegrenzt sind. 

Die GmbH hatte sich vertraglich verpflichtet, fast sämtliche ihrer Betreuungsplätze den Vertragsunter-

nehmen anzubieten. Wegen der Belegungspräferenz der Vertragsunternehmen kamen die Betreu-

ungsplätze vorrangig den Beschäftigten dieser Unternehmen und damit nicht der Allgemeinheit zugute. 

Die nur wenigen anderweitig belegten Plätze (4 von 102 Plätzen) führen nicht dazu, dass sich der von 

der GmbH geförderte Personenkreis als Ausschnitt der Allgemeinheit darstellt. 

Auf das Kriterium der Ausschließlichkeit kommt es im Streitfall zur Beurteilung der Gemeinnützigkeit 

nicht an, da es bereits am Grundtatbestand der Gemeinnützigkeit fehlt. 

Ergänzend berief sich die GmbH darauf, ihre Tätigkeit erfülle die Förderung der Jugendhilfe sowie der 

Erziehung und sei schon deshalb als Förderung der Allgemeinheit anzusehen. Dem steht jedoch ent-

gegen, dass dies nur gilt, wenn der grundsätzlich begünstigte Zweck mit einer die Allgemeinheit för-

dernden Tätigkeit verfolgt wird. 

Nach § 59 AO wird die Steuervergünstigung nur gewährt, wenn sich aus der Satzung ergibt, welcher 

Zweck verfolgt wird, dass dieser Zweck den Anforderungen der §§ 52 bis 55 AO entspricht und dass er 

ausschließlich und unmittelbar verfolgt wird. Dazu müssen die Satzungszwecke und die Art ihrer Ver-

wirklichung so genau bestimmt sein, dass aufgrund der Satzung geprüft werden kann, ob die sat-

zungsmäßigen Voraussetzungen für die Steuervergünstigung gegeben sind (sog. formelle Satzungs-

mäßigkeit). Die Satzung muss zweifelsfrei erkennen lassen, dass und welche ausschließlich steuerbe-

günstigten Zwecke der Steuerpflichtige verfolgt. Dies erfordert insbesondere eine Abgrenzung nach 

den bestehenden Zwecken, die die Körperschaft verfolgen will. 

Diese satzungsmäßigen Anforderungen sind hinsichtlich mildtätiger Zwecke nicht erfüllt. Denn Zweck 

der GmbH ist nach ihrem Gesellschaftsvertrag "die gemeinnützige Förderung der Jugendhilfe sowie 

der Bildung und Erziehung" und "die Förderung der Altenhilfe". Zudem verfolgt die GmbH danach 

"ausschließlich und unmittelbar nur gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 'steuerbegünstigte 

Zwecke' der AO". Aufgrund dieser eindeutig auf gemeinnützige Zwecke beschränkten Eigenbeschrei-

bung der Zwecke, die die GmbH zu verfolgen beabsichtigt, ist es nicht möglich, die Satzung dahinge-

hend auszulegen, dass die GmbH auch die Verfolgung mildtätiger Zwecke anstrebt. 
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3. Verbindliche Auskunft: Welche Gebühr wird bei Rücknahme des Antrags erhoben? 

Bei Rücknahme eines Antrags auf verbindliche Auskunft gibt es keine Ermessensreduzierung 

auf Null dahingehend, dass die Gebührenermäßigung sich nach der Bemessung einer Zeitge-

bühr ausrichtet. 

Hintergrund 

Die X-KG hat ihren Sitz im Inland. Da mehrere ihrer Gesellschafter die Begründung eines Zweitwohn-

sitzes im Ausland planten, beantragte die KG beim Finanzamt die Erteilung einer verbindlichen Aus-

kunft insbesondere zur steuerlichen Entstrickung ihrer Beteiligungen. 

Aufgrund des Antrags kam es zu umfangreichen rechtlichen Prüfungen durch das Finanzamt, das 

Landesamt für Steuern und das Landesfinanzministerium. Dabei wurden auch alternative Sachver-

haltsgestaltungen diskutiert. Die Finanzverwaltung blieb jedoch dabei, dass der Antrag auf Erteilung 

einer verbindlichen Auskunft abzulehnen sei. 

Die KG nahm darauf ihren Antrag auf Erteilung der verbindlichen Auskunft zurück, da die Gesellschaf-

ter inzwischen von der Verlagerung ihres Wohnsitzes in das Ausland Abstand genommen hatten. 

Das Finanzamt setzte für die Bearbeitung des Auskunftsersuchens eine Gebühr von 98.762 EUR fest. 

Dabei ging das Finanzamt von einem Gegenstandswert von 30 Mio. EUR (Höchstbetrag) aus, der 

grundsätzlich eine Gebühr von 109.736 EUR begründet hätte. Wegen der Rücknahme des Antrags sei 

es jedoch – ausgehend von dem bisherigen Bearbeitungsaufwand von 156 Stunden bei weiter erfor-

derlichen 10 bis 15 Stunden – sachgerecht, die Gebühr um 10 % auf 98.762 EUR zu ermäßigen. 

Die hiergegen von der KG erhobene Klage, die Gebühr auf 15.600 EUR herabzusetzen, hatte Erfolg. 

Das Finanzgericht meinte, durch die Rücknahme des Antrags sei der Gebührenzweck der Vorteilsab-

schöpfung entfallen, sodass es nur noch auf den Gebührenzweck der Kostendeckung ankomme. Dies 

führe zu einer Ermessensreduzierung auf Null in der Weise, dass lediglich die Zeitgebühr i. H. v. 

15.600 EUR abzurechnen sei (156 Stunden x 100 EUR pro Stunde). 

Entscheidung 

Die Revision des Finanzamts ist begründet. Der Bundesfinanzhof hob das Finanzgerichtsurteil auf und 

wies die Klage ab. Der angefochtene Bescheid, in dem das Finanzamt die Gebühr auf 98.762 EUR 

festgesetzt hat, ist frei von Ermessensfehlern. 

AEAO zu § 89, Nr. 4.5.2 schreibt (lediglich) vor, den bis zur Rücknahme des Antrags angefallenen Be-

arbeitungsaufwand "angemessen" zu berücksichtigen und die Gebühr "anteilig" zu ermäßigen. Weitere 

Vorgaben zur konkreten Berechnung der Ermäßigung enthält die Regelung nicht. Ihr kann somit keine 

generelle Begrenzung auf die Zeitgebühr entnommen werden. Vielmehr trifft die Regelung auch bei ei-

ner proportionalen Reduzierung der Wertgebühr im Verhältnis des bisherigen zu dem noch ausstehen-

den Bearbeitungsaufwand zu. Im Übrigen bezieht sich die Ermäßigung nach § 89 Abs. 7 Satz 2 AO auf 

"die Gebühr". Damit kann als Ausgangspunkt nur die Gebühr gemeint sein, die sich zuvor aus § 89 

Abs. 4 bis 6 AO ergeben hat. Ein grundsätzlicher Wechsel von der Wert- zur Zeitgebühr (oder umge-

kehrt) ist dagegen nicht vorgesehen. 

Die vom Gesetzgeber verfolgten Gebührenzwecke führen ebenfalls nicht zu der vom Finanzgericht 

angenommenen Ermessensreduzierung auf Null. Der Gebührenpflicht liegen die 2 Gebührenzwecke 

der Kostendeckung für die Bearbeitung des Antrags und der Abschöpfung des vom Antragsteller er-

langten Vorteils zugrunde. 

Das Finanzamt hat für die Gebührenermäßigung zutreffend auf die Wertgebühr nach § 89 Abs. 4 AO 

abgestellt. Die Voraussetzungen für die Erhebung einer Zeitgebühr nach § 89 Abs. 6 AO waren nicht 

erfüllt. Die vom Finanzamt vorgenommene Kürzung nach dem Verhältnis des bisherigen zu dem noch 

ausstehenden Bearbeitungsaufwand ist mit den Vorgaben der ermessenslenkenden AEAO zu § 89 Nr. 

4.5.2 und den Gebührenzwecken vereinbar. Dem bisher angefallenen Bearbeitungsaufwand von 156 

Stunden stand ein noch zu erwartender Bearbeitungsaufwand von 10 bis 15 Stunden gegenübersteht. 

Das führt zu der vom Finanzamt angenommenen Reduzierung der Wertgebühr um 10 %. 


